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Haan, den 

Konjunkturpaket II 
hier: Trägerneutralität / Ersatzschulen 
 
 
  

In einer Sondersitzung des Rates der Stadt Haan am 11. August 2009 wird über die 
Umsetzung des Konjunkturpaketes II entschieden. Es sind folgende Fragestellungen 
für diesen Beratungsprozess zu klären: 
 
1. Frage: Was bedeutet die Gewährleistung von Trägerneutralität für eine  
                   Kommune?  Unterstützungs- und Beratungspflicht? 
 
 
Sachverhalt:  
Nach § 3 ZuInvG sind die Finanzhilfen des Bundes unter anderem trägerneutral zu 
gewähren. Die Landesregierung hat mit den kommunalen Spitzenverbänden 
vereinbart, dass die Gemeinden (GV) die Trägerneutralität bei den 
kommunalbezogenen Investitionen gewährleisten. Dementsprechend sieht                      
§ 1 Abs. 5 InvföG NRW vor, dass die Investitionen trägerneutral erfolgen. Bei 
Verteilung der Mittel haben die Kommunen Ermessen. Die Grenze wird durch das 
Willkürverbot gezogen: Die Gemeinden (GV) müssen Maßstäbe für die Beteiligung 
der freien Träger entwickeln. 
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Es liegen der Stadt Haan zur Zeit mehrere Anträge verschiedener Träger vor. Nach 
der FAQ -  Liste (Stand 26.06.2009) ist festzustellen, dass die Mittel nach ihren 
örtlichen Bedürfnissen einzusetzen sind. Hierbei entsteht die gesetzliche 
Verpflichtung, dass die rechtlichen Voraussetzungen für jede einzelne Maßnahme zu 
prüfen sind. 
Gibt es weitergehende Konkretisierungstatbestände zur Trägerneutralität? In 
welchem Umfang sind die Gemeinden dazu verpflichtet, die Anträge der Träger 
inhaltlich aufzuarbeiten bzw. rechtlich zu prüfen und eine dementsprechende 
personelle  und fachliche  Beratungsleistung zu erbringen? 
 
2. Frage: Wie hoch ist der Anteil der ortsansässigen Ersatzschule an der  
                Zuweisung für Bildungsinfrastruktur? Sind diese Mittel an die  
                Ersatzschule  weiterzuleiten? 
 
 
Sachverhalt: 
Nach den vorliegenden Informationen der FAQ- Liste (Stand 26.06.2009) ergibt sich, 
dass über Art und Umfang der Beteiligung der Ersatzschulen an den Mitteln des ZuInvG die 
jeweilige Belegenheitsgemeinde (kreisangehörige Gemeinde oder kreisfreie Stadt) 
zu entscheiden hat. Aus dem InvföG NRW und insbesondere aus der 
Verteilungsregelung in § 4 InvföG NRW/E ergibt sich kein bestimmter Anteil für die 
Ersatzschulen. 
Gibt es hierzu weitere Konkretisierungshinweise, wie der Anteil der ortsansässigen 
Ersatzschulen an den Mitteln des ZuInvG zu bemessen ist? Muss die Ersatzschule 
beteiligt werden? 
 
Die Zuleitung der Fragestellungen erfolgt auch als Email. 
 
 
 
 
 
Durchschrift 
An den  Landrat des Kreises Mettmann 
Die Anfrage wurde wegen der Eilbedürftigkeit dem Innenministerium NRW direkt 
zugeleitet. 


